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Sitzung des Kreistages am 26.03.2009

Haushaltsrede

Es gilt das gesprochene Wort

Sehr geehrter Herr Landrat,

meine sehr geehrten Damen und Herren,

liebe Kolleginnen und Kollegen,

die Reden zur Einbringung des Haushalts 2009, gehalten durch unseren Landrat, Herrn Menzel, und unseren Kämmerer, Herrn Wasserfuhr, haben ein optimistisches und äußerst anspruchsvolles Haushaltskonzept für das laufende Haushaltsjahr vorgestellt.

1. Haushalt 2009 – ein Meilenstein

Der Haushalt 2009 kann ein Meilenstein in der Entwicklung des Rheinisch-Bergischen Kreises genannt werden. Der Unterschied zu früheren Jahren liegt vor allem darin, dass die Zukunftsperspektive für diesen Kreis eine herausragende Rolle in dem Zahlenkonstrukt einnimmt. Der Haushalt ist nicht nur ausgeglichen, er zeigt eine unternehmerische Qualität von nicht zu unterschätzender Bedeutung. Der Kreis unternimmt etwas. Und dies geschieht nicht nur im Investitionsbereich.

Der Qualitätssprung, der mit dem Haushalt 2009 sehr deutlich wird, kommt nicht von ungefähr, sondern ist von unserer Kämmerei in wohldurchdachten Schritten vorbereitet und gestaltet worden. Die gute wirtschaftliche Entwicklung der letzten Jahre mit allen positiven Auswirkungen hat die so erfreuliche Entwicklung natürlich erst ermöglicht. Aber ohne den Planungsstab in der zweiten Etage des Kreishauses wäre das nicht möglich gewesen. Der Ideenreichtum bei der Kosteneindämmung in allen Bereichen nötigt uns Respekt ab. Der Vergleich mit anderen Kreisen unterstreicht diese Feststellung in eindeutiger Weise.

Die FDP-Fraktion wird diesem Haushalt mit  besonderer Genugtuung zustimmen.

2. Verwaltung als kreative Steuerungseinheit

Die Steuerung  der Verwaltung, meine Damen und Herren, hängt ab von den kreativen Köpfen in den Organisations-einheiten und in der Spitze der Verwaltung.

Herr Menzel, Sie haben die Leitung der Verwaltung 2004 übernommen und sind in die Fußstapfen Ihrer Vorgänger getreten, die große Spuren hinterlassen haben. Seit der Tätigkeit von Herrn Reck, Herrn Dr. Kroneberg und Herrn Mörs, Oberkreisdirektoren und Landrat, stand diese Verwaltung unter der Leitlinie der Notwendigkeit von Reformen. Stichworte von damals sind: Strukturreform, Aufgabenanalyse, Effektivitätssteigerung, Kosteneinsparungen usw.

Sie haben diese Entwicklung, wo sie möglich und nötig war, fortgesetzt, haben aber Neues in die Arbeit des Rheinisch-Bergischen Kreises eingebracht. Ich möchte es mit einem Bild ausdrücken:

Während Ihre Vorgänger die damals ersten und so dringend notwendigen Schritte taten, sozusagen die Steine aus dem Weg geräumt haben, um unseren Verwaltungszug beweglicher und schneller zu machen, ist es Ihnen seit der Initiierung des Strategieprozesses gelungen, ein Tor in die Zukunft des Rheinisch-Bergischen Kreises aufzustoßen. Wir beschreiten neue Wege.  

Dazu gehören Weitsicht, Entscheidungsfreudigkeit, gepaart mit notwendiger Durchsetzungskraft, und die Fähigkeit, die richtigen Mitarbeiter an den richtigen Hebeln wirken zu lassen. Es ist Ihnen auch gelungen, alle Städte und Gemeinden unseres Kreises in diesen Zukunftsprozess einzugliedern.

Von nicht mehr wegzudenkender Bedeutung ist auch der Produktbereich Kreis- und Regionalentwicklung geworden, den Sie seinerzeit für die Regionale 2010 eingerichtet haben.  Indessen ist auch der Bereich RBK 2020 dort angegliedert worden. Alle entscheidenden Projekte für den Umweltbereich, die 2010-  und   2020- Projekte sind dort gebündelt und äußerst erfolgreich mitgestaltet worden. Die Mitarbeit und Leistung aus dem Bereich Kreis- und Regionalentwicklung bei den kommunalen 2010-Projekten ist beachtlich. Herrn Wölver und seinem Team gilt unser aller Dank.

Wie man planvoll Projekte für Groß und Klein organisiert, um den eigenen Kreis, die engere Heimat mit all ihren interessanten kulturellen Perspektiven für sie erfahrbar zu machen, verdeutlichen die vom Landrat ins Leben gerufenen 

Kulturprojekte „Expedition Heimat“ und „Scholl op Jöck.“ 

Sie setzen an richtigen Stellen mit dem Kulturblick nach innen, in den Kreis hinein,  an. Sie stellen eine wichtige Ergänzung zum Forum Ost/West dar, das unseren Blick nach außen, über die Grenzen des Kreises hinaus lenkt. 

Auch die Finanzierung beider Projekte zeugt von großer Kreativität.

Die rasante Entwicklung, die für den einen oder anderen, auch in diesem Kreistag, selbstverständlich zu sein scheint – vielleicht aber auch aus politischen Motiven heraus gar nicht wahrgenommen werden soll -  muss einmal aufgezeigt werden, um den Ist-Zustand wahrzunehmen und zu reflektieren. 

Wir müssen z.B. mit Blick auf die Aufwendungen in den einzelnen Produktbereichen einen insgesamt hervorragenden Leistungsstand des Kreises konstatieren. Deshalb gilt unser Dank ebenso allen Organisationseinheiten, die letztlich das Niveau und den Leistungsstand der Kreisverwaltung mitbestimmt haben. 

2. Investitionen

Meine Damen und Herren, wenn Sie den Investitionsbereich einmal aufschlüsseln nach Einzelmaßnahmen, dann ist es ganz erstaunlich, was dieser Kreis zu schultern in der Lage ist. Vom Rückkauf des Kreishauses Heidkamp, über die konkret werdenden Projekte des Strategieprozesses, die Planungen für die regionale 2010 – kostenmäßig bereits im Haushalt 2009 mit bemerkenswerten Beträgen erfasst - , die Einrichtung eines Bildungsnetzwerkes, den Straßenbau, den Ausbau und den Bau der Rettungswachen in Rösrath bzw. Kürten,  um nur die größeren Posten zu nennen, stellt sich die Anzahl der Vorhaben erstaunlich vielseitig dar. Eine Breitenwirkung, eine dynamische Bewegung für den Standort Rheinisch-Bergischer Kreis ist damit planerisch gut vorbereitet.

Darüber hinaus werden die Maßnahmen zum Konjunkturprogramm II, die wir nach Ostern kurzfristig beschließen wollen, eine weitere Steigerung der Entwicklungsdynamik verursachen. Die intendierten Investitionsmaßnahmen werden den Wirtschaftsstandort Rheinisch-Bergischer Kreis für die nächsten Jahre mit viel Schubkraft versehen.

3. Aufgabenzuwachs in der Kreisverwaltung

a.
Übernahme von Aufgaben des Landes

Die FDP-Fraktion hat den Aufgabenzuwachs bei der Kreisverwaltung durch die Kommunalisierung von Aufgaben des Umweltbereichs, des Wasser- und Abfallrechts seit Anfang 2008 und durch die Verlagerung der Versorgungsverwaltung und den damit verbundenen Personalzuwachs zur Kenntnis genommen. Die Evaluation für die Übernahme der Aufgaben des Umweltrechts wird erst 2010 erfolgen. Aber im Bereich der Aufgaben der Versorgungsverwaltung lässt sich schon jetzt feststellen, dass die dem Kreis entstehenden Kosten unter dem Aspekt der Konnexität nicht stimmig sind. 

Die FDP-Fraktion unterstützt die Anstrengungen unseres Kreises und anderer Kreise sowie kreisfreier Städte, in einem Musterverfahren mit dem Land den vollen Kostenausgleich für die Aufgabenübernahme zu erreichen. Denn das Land kann und darf sich nicht auf Kosten der Kreise und kreisfreien Städte sanieren und Bürokratieabbau betreiben. Wir stehen bei diesem Verfahren ganz auf der Seite unserer Verwaltung.

b.
Interkommunale Zusammenarbeit

Die FDP-Fraktion ist überzeugt, dass Sie, Herr Menzel, mit der Verwaltung bei dem Ausbau der interkommunalen  Zusammenarbeit – zuletzt betraf es die Vereinbarung der Verwaltungsspitzen von Bergisch Gladbach und Kreis zur Zusammenlegung der Ausländerbehörden auf Kreisebene – auf dem richtigen Weg sind. Es gibt unserer Meinung nach noch einige Bereiche, in denen sich zum Vorteil von Kreis und Kommunen eine weitere Zusammenarbeit anbietet. So kann sich die FDP-Fraktion beispielsweise auch ein Zusammengehen bei der Wirtschaftsförderung über einen Ausbau der RBW sehr gut vorstellen. Wir hätten sicherlich in diesem Jahr eine Initiative ergriffen, haben aber angesichts der Erkrankung des Geschäftsführers davon Abstand genommen.

c.
Kooperation Arbeit und Soziales (KAS)

Die noch nicht abgeschlossene Neuorganisation bei der KAS wird im Laufe dieses Jahres,  wenn Bundestag und Bundesrat ihre Entscheidungen zur weiteren rechtlichen Entwicklung der Arbeitsgemeinschaften getroffen haben werden, erfolgen. Die bisher mit Bergisch Gladbach getroffenen Maßnahmen zur Bewältigung der Aufgaben der KAS, wie auch das von Burscheid und Leichlingen bekundete Interesse an einem analogen Verfahren, begrüßt die FDP-Fraktion ausdrücklich.

Wir sind gespannt auf den weiteren Fortgang der Neuorganisation. 

4. NKF-Haushalt 2009

Es liegt wohl an dem Verfahren, wie die Einführung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements von der Verwaltung schrittweise vorgenommen wurde, dass die Politik ausreichend Zeit hatte, das Haushalts- Umschulungsverfahren, wie ich es einmal nennen möchte, in aller Gelassenheit zu durchlaufen.  Das Ergebnis der im letzten Jahr vorgenommenen Anregungen und Vorschläge zu einer Verbesserung der Lesbarkeit des sich neu darstellenden Finanzkonstrukts ist überaus gut. Wir haben durch die Politik  eine Schärfung und Konkretisierung bei den Aussagen zu den Globalzielen, den operationalen Zielen und den Kennzahlen erreicht. Wir werden mit dem heutigen Haushalsbeschluss eine große Zahl von Zieländerungen beschließen. Darüber hinaus gibt es zu den Teilergebnis- und den Teilfinanzplänen eine Erläuterungstafel oder Legende, die sehr hilfreich ist. Und die Verwaltung hat zusätzlich, ebenfalls auf Anregung der Politik, Erläuterungen zu Inhalt und Zusammensetzung der einzelnen  Bereiche der Teilergebnispläne gegeben. Die Zusammenarbeit von Kreistag und Verwaltung kann auch in diesem Punkt erfolgreich genannt werden, und zwar für beide Seiten.

a.    Produktbereiche im Vergleich 

Der Produktbereich 05. Soziale Leistungen  ist mit Abstand der Bereich mit den höchsten Aufwendungen, über 81 Mio. € von ca. 218 Mio. € der Gesamtaufwendungen. Das sind etwa 38 %. Die Aufwendungen für Kinder-, Jugend- und Familienhilfe sind dagegen mit ca. 19 Mio. €, die etwa 9% der Gesamtaufwendungen entsprechen, relativ niedrig. Der Bereich Wirtschaft und Tourismus liegt mit über 5 Mio. € - das entspricht ca. 2% - weit darunter. Für die Zukunft rechnet die FDP-Fraktion mit Zuwächsen im Bereich der Wirtschaftsförderung und des ÖPNV. Im Bereich ÖPNV wird die zukünftige Entwicklung sicherlich einen Ausbau aufgrund eines Rückgangs des individuellen Personenverkehrs erforderlich machen. 

Wir sollten gerade im Produktbereich 05. die Steigerungen genau im Auge behalten und neue Anforderungen nicht ohne sorgfältiges Abwägen  genehmigen. Anträge zur Ausweitung der Ausgaben, die erst zur Zeit der Haushaltsverabschiedung gestellt werden, sollten erst zum folgenden Haushaltsjahr in die Diskussion aufgenommen werden.

Machtlos sind wir natürlich gegenüber Kosten-Steigerungen für den Fall sich verschlechternder wirtschaftlicher Rahmenbedingungen.

Wir schätzen, dass die wirtschaftliche Entwicklung des Kreises in 2009 nicht unsere positive Erwartungshaltung zunichte machen wird. Der Kreis hat eine ausgewogene Kostensituation auf hohem Niveau erreicht. Wir sollten mit Blick auf den eingangs erwähnten Aufgabenkatalog der Zukunft unseres Kreises alles tun, um diese Ausgewogenheit zu erhalten. Üben auch wir Zurückhaltung bei der Versuchung, immer neue Guttaten zu beschließen.

5. Kreisumlage, Jugendhilfeumlage

Der auch für das Haushaltsjahr 2009 konstant bleibende Kreisumlagensatz von 44,60 % bestätigt die Linie der den Haushalt tragenden Parteien, nämlich die für unsere Städte und Gemeinden sich ergebende finanzielle Belastung nicht auszuweiten. Diese Kreisumlagen-Gestaltung setzt auf Partnerschaft mit den Kommunen. Die Finanzpolitik des Kreises soll und darf nicht auf dem Rücken der Kommunen ausgetragen werden. 

Eine Zusammenfassung der Kämmerei für die Jahre 1996 bis 2008 weist aus, dass der Rheinisch-Bergische Kreis in diesen Jahren über Senkungen der Kreisumlage, Verkauf von Vermögen, ÖPNV-Pauschale und andere Maßnahmen die Kommunen mit etwa 121,5 Mio. € entlastet hat. Es ist eine Bilanz der Entlastungen für die Kommunen, die wir selbstbewusst vorzeigen sollten bei dem jährlichen Ringen um Kosten und Belastungen. Vor allem dann, wenn Vorwürfe an den Kreis adressiert  werden, dass er nicht sparsam genug sei und die Kommunen zu sehr belaste.

Die Jugendhilfeumlage wird mit Stand vom 20.03.09 nicht mehr mit 24,52 %, wie noch im Entwurf dargestellt, festgelegt, sondern sinkt auf 24,44 %. Das sind 0,08 % weniger. Dies ist erfreulich und wird die Umlagekommunen Burscheid, Kürten und Odenthal erfreuen, da jeder kleine Senkungsbetrag zählt.

7. Ausblick
Wir haben Grund, meine Damen und Herren, mit einiger Zuversicht den Haushalt 2009 zu verabschieden. Es gibt keinen Grund, dies nicht gemeinsam, einvernehmlich im Kreistag zu tun. Wirtschaftliche Vernunft, und wir Liberalen glauben, auch politische Vernunft gebietet das. Als Ablehnungsgrund, dies nicht so zu tun, können wir uns nur politische Vorbehalte vorstellen.

Wir fragen Sie:

Ist es denn so schwer, Erfolg auch dann zu bescheinigen, wenn er nicht der eigenen politischen Kraft entwachsen ist?

Haben wir nicht allen Grund, erreichte Leistungen gemeinsam zu feiern, egal wie groß der Anteil des Einen oder Anderen dabei ist?

Haben wir nicht allen Grund zusammenzurücken, um mit Blick auf die Wähler deren Motivation zur Teilnahme an der Wahl zu stärken? 

Wir regen an:

Lassen Sie uns den Erfolg des Kreises gemeinsam auch zum Erfolg für die Bürgerinnen und Bürger machen?

Auch wir im Kreistag müssen uns fragen, warum ein solcher Politikverdruss landauf, landab in der Bundesrepublik festzustellen ist. Die Zunahme neuer Splittergruppen, der Rückgang des Interesses  an Wahlen hat doch seine Ursachen.  Und diese liegen auch im Rückgang der argumentativen Auseinander -setzung in den Parlamenten, den endlosen Beschimpfungen und Vorwürfen der Parteien untereinander und dem damit verbundenen Glaubwürdigkeitsverlust. 

Parteien und Politiker definieren sich allzu häufig in der Öffentlichkeit nur noch über die Diffamierung des politischen Gegners, nicht aber über die besseren Argumente.  Deshalb traut  man der Politik in der Wahrnehmung der Bürger keine Lösungen und saubere Entscheidungen mehr zu.

Unser Ziel muss sein, die Bürger auf Ihre Stadt oder Gemeinde oder ihren Kreis stolz werden zu lassen. Das können wir mit gemeinsamen Leistungen, klaren und guten Entscheidungen erreichen.

Es ist ein Albtraum, dass eine Wahl zur Hängepartie wird, weil Bürger ihr demokratisches Wahlrecht, ihr Recht zur Entscheidung zwischen  Kandidatinnen und Kandidaten nicht mehr wahrnehmen mögen. Damit wird langfristig unser System in Frage gestellt.

Es ist erschreckend zu lesen, dass Herr Wowereit nur mit 18 % aller Wahlberechtigten in Berlin zum Bürgermeister gewählt worden ist, dass bei Stichwahlen auch in NRW die Wahlbeteiligung noch einmal gegenüber dem Hauptwahlgang zurückgegangen ist und Bürgermeister wie Landräte mit einem erschreckend niedrigen Stimmenanteil gewählt wurden.

So geschehen z.B. in Mönchengladbach bei der Oberbürgermeisterwahl: Hauptwahl ca. 50 % Wahlbeteiligung, Stichwahl 31 %. Stimmenanteil des gewählten Oberbürgermeisters etwa 15%. 

Das kann doch nicht unsere politische Intention sein. Ein einmal dokumentiertes politisches Zusammenstehen könnte auch Splittergruppen, die zur Wahl drängen, unbedeutend machen.

Wenn Sie, Herr Zorn, bei Ihrer Kandidatennominierung verkünden, dass Sie auf Sieg antreten, dann ist das nicht genug. Sie müssen schon die besseren Argumente vorbringen. Gerade das aber dürfte bei der neidlosen Anerkennung der Leistungsbilanz unseres Landrates und unserer Verwaltung schwer fallen. Lassen Sie doch einmal dem, der sich als äußerst leistungsstark und erfolgreich erwiesen hat, den Vortritt. Ihnen würde kein Stein aus der Krone fallen, im Gegenteil: es würde Sie stärker in den Augen der Bürger und Bürgerinnen machen.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

Martin Stähr

Fraktionsvorsitzender
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